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Deutschland hat einen neuen Bundestag gewählt 

von NORBERT F. TOFALL 

 

 

� Die größte Verliererin der gestrigen Bundestagswahl ist Bundeskanzlerin Angela Merkel. Obwohl 

sie zurücktreten müßte, will sie Bundeskanzlerin bleiben. 

 

� Da die SPD bereits angekündigt hat, in die Opposition zu gehen, bleibt im Moment nur eine Ja-

maika-Koalition aus CDU/CSU, FDP und Grünen für die Regierungsbildung, was mit schwierigen 

und  langwierigen Verhandlungen verbunden sein könnte.  

 

� Für die europapolitischen Forderungen des französischen Präsidenten Emmanuel Macron ent-

steht durch eine Jamaika-Koalition in Deutschland die Gefahr, daß die FDP Vetopositionen gegen 

weitere Zentralisierungen und fiskalische Vergemeinschaftungen in der EU und im Euroraum ein-

nehmen könnte. 

 

 

Die große Koalition unter Bundeskanzlerin An-

gela Merkel war im Jahr 2013 mit einem Stim-

menanteil von 67,2 Prozent gestartet. Bei der 

gestrigen Bundestagswahl kam sie laut vorläufi-

gem amtlichen Endergebnis nur noch auf einen 

Stimmenanteil von 53,5 Prozent. Nicht der SPD-

Kanzlerkandidat Martin Schulz, der nie Teil der 

Bundesregierung war, ist deshalb der größte 

Verlierer dieser Wahl, sondern Bundeskanzlerin 

Angela Merkel. Martin Schulz hat aufrecht, 

wenn auch oft hilflos und auf verlorenem Pos-

ten gekämpft. Die Verantwortung für die Politik 

der Bundesregierung trägt er jedoch nicht. Die 

Verantwortung für die Politik der Bundesregie-

rung trägt Angela Merkel. 

 

Und es war Bundeskanzlerin Angela Merkel, die 

durch ihre Flüchtlingspolitik die AfD, welche sich 

im Sommer 2015 bereits selbst zerlegt hatte, 

nicht nur wiederbelebt, sondern auch mit 12,6 

Prozent zur dritten Kraft im Deutschen Bundes-

tag promoviert hat. Die SPD hat Merkels Politik 

zwar mitgetragen, ebenso wie ihre Euro-Politik 

und ihre Energiewende. Aber die Flüchtlingspo-

litik ist ebenso wie die heutige Euro-Politik und 

die Energiewende primär die Politik von Angela 

Merkel. Sie trifft deshalb die Hauptverantwor-

tung für die Verluste ihrer großen Koalition, in 

welcher CDU/CSU 8,5 Prozentpunkte und die 

SPD 5.2 Prozentpunkte verloren haben. Die 

Union kommt so nur noch auf einen Stimmen-

anteil von 33 Prozent, die SPD auf 20,5 Prozent. 

 

Die Linke kam gestern auf 9,2 Prozent, Bünd-

nis90/Die Grünen auf 8,9 Prozent und die FDP 

auf 10,7 Prozent der abgegebenen Stimmen. Die 

sich in den letzten Jahren entwickelnde  Ände-

rung der deutschen Parteienlandschaft ist damit 

im Deutschen Bundestag angekommen. 



 

 

2 
 

Mit Überhangs- und Ausgleichsmandaten wird 

der 19. Deutsche Bundestag 709 Abgeordnete 

umfassen. Vorgesehen sind eigentlich nur 598 

Abgeordnete, von denen 299 direkt und 299 

über die Landeslisten gewählt werden.  

 

Da niemand mit der Linken und der AfD koalie-

ren möchte und die SPD bereits angekündigt 

hat, in die Opposition zu gehen, verbleibt im 

Moment nur eine Jamaika-Koalition aus 

CDU/CSU, FDP und Grünen für die Regierungs-

bildung. Diese wird nicht einfach werden, weil 

FDP und Grüne auf vielen Politikfeldern entge-

gengesetzte Positionen vertreten. Angela Mer-

kel dürfte hingegen zur Erhaltung des eigenen 

Amtes die ihr eigene Flexibilität an den Tag le-

gen.  

 

Für den französischen Präsidenten Emmanuel 

Macron entsteht durch eine Jamaika-Koalition 

in Deutschland eine höchst mißliche Situation. 

Am 7. September 2017 wurde er in der 

französischen Zeitung Le Monde in dem Artikel 

„Eine Koalition der CDU mit der liberalen Partei: 

Der Albtraum von Macron“ mit den Worten 

zitiert: „Si elle s’allie avec les libéraux, je suis 

mort (wenn sie sich mit den Liberalen verbün-

det, bin ich tot)“. Die Gefahr, daß die FDP in 

einer neuen deutschen Bundesregierung Veto-

positionen gegen weitere Zentralisierungen und 

fiskalische Vergemeinschaftungen in der EU und 

im Euroraum einnehmen könnte, wird im euro-

päischen Ausland als durchaus real betrachtet. 

Sollten die Liberalen bei ihrer Position bleiben, 

was ihr Parteivorsitzender Christian Lindner 

gestern in der sogenannten TV-Elefantenrunde 

bereits angekündigt hat, müßten sowohl Angela 

Merkel als auch die Grünen ihre unterstützende 

Haltung für Emmanuel Macrons europapoliti-

sche Forderungen aufgeben, wenn eine Jamai-

ka-Koalition zustande kommen soll. Auf jeden 

Fall dürfte die Europa- und Europolitik der 

größte Spaltpilz innerhalb einer Jamaika-Koali-

tion darstellen. Entweder sie kommt wegen 

dieser Frage erst gar nicht zustande oder sie 

scheitert im Laufe der nächsten zwei Jahre, falls 

Angela Merkel versuchen sollte, die FDP zur 

Aufgabe ihrer Position durch eigenmächtige 

Zusagen an andere europäische Regierungen zu 

zwingen. Der FDP dürfte aufgrund ihrer Erfah-

rungen zwischen 2009 und 2013 mit Angela 

Merkel mehr als bewußt sein, daß sie in dieser 

Frage nicht umfallen darf. 

 

Sollte eine Jamaika-Koalition nicht zustande 

kommen, stellt sich natürlich die Frage, wer 

dann überhaupt noch mit Angela Merkel koalie-

ren will. Falls die SPD auch in einigen Wochen 

bei ihrem Nein bleibt, könnten Neuwahlen fol-

gen. Besser wäre jedoch, daß Angela Merkel 

spätestens dann die Konsequenz zieht und zu-

rücktritt, was aus heutiger Sicht jedoch unwahr-

scheinlich ist. 

 

Nach Karl Popper ist Demokratie die Chance, die 

jeweils Regierenden unblutig loszuwerden. Aber 

auch der unblutige Austausch der Regierenden 

muß organisiert werden. Lavieren à la Seehofer 

hilft da nicht weiter. Da es der bayerische Minis-

terpräsident und CSU-Vorsitzende Horst Seeho-

fer in der Flüchtlingskrise mindestens dreimal 

versäumt hat, die CSU-Minister aus der Regie-

rung Merkel zurückzuziehen, sollte man von ihm 

nicht allzu viel erwarten. 

 

Die im vergangenen Wahlkampf zu beobach-

tende Wut und Überreiztheit in allen politischen 

und gesellschaftlichen Lagern sind emotionale 

gesellschaftliche Streßbewältigungsfolgen der 

äußerst umstrittenen Entscheidungen von An-

gela Merkel in Sachen Euro, Energiewende und 

Flüchtlingspolitik. Sollte die gestrige Bundes-

tagswahl keine Politikänderungen bringen, sind 

auch in Deutschland weitere politische und 

gesellschaftliche Polarisierungen wahrschein-

lich.
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